
Bekanntmachung 
 
Vollzug des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes (BayStrWG); 
Staatsstraße 2240 "(Gremsdorf) B470 - Erlangen" 
Planfeststellungsverfahren für den Ersatzneubau der Brücke über den Main-Donau-
Kanal bei Erlangen - Dechsendorf 
 
Das Staatliche Bauamt Nürnberg hat bei der Regierung von Mittelfranken für das im Betreff 
genannte Bauvorhaben die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens beantragt. Für 
das Vorhaben besteht keine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach Art. 37 BayStrWG. 
 
Gegenstand der Planung ist der Ersatzneubau der Brücke über den Main-Donau-Kanal im 
Zuge der Staatsstraße 2240 sowie die Anlage eines straßenbegleitenden Geh- und 
Radweges im Bereich der Erlanger Stadtteils Dechsendorf. Durch die Baumaßnahme 
werden Anpassungen an der AS „Am Europakanal“ sowie an der 
Gemeindeverbindungsstraße „Am Europakanal“ und am Anschluss der neuen Straßentrasse 
an die bestehende Staatsstraße erforderlich. Die Baustrecke beginnt ca. 800 m westlich des 
Main-Donau-Kanals bei Abschnitt 280 Station 2,069 und endet ca. 400 m östlich des Main-
Donau-Kanals bei Abschnitt 280 Station 3,278 kurz vor der Grenze zu Alterlangen. Sie 
erstreckt sich somit auf einer Länge von ca. 1,2 km. 
 
Die St 2240 beginnt an der Bundesstraße 470 bei Gremsdorf und führt über Erlangen – 
Eschenau – Lauf a. d. Pegnitz – Altdorf bei Nürnberg – Neumarkt i. d. Oberpfalz zur 
Staatsstraße 2235 bei Utzenhofen. Das Planungsgebiet befindet sich im Westen der 
kreisfreien Stadt Erlangen. Die Staatsstraße 2240 verbindet im Planungsbereich die beiden 
Erlanger Stadtteile Dechsendorf und Alterlangen und ist in die Verbindungsfunktionsstufe III 
nach der RIN einzustufen. Durch die Baumaßnahme ergeben sich keine grundlegenden 
Änderungen an der Verkehrs- und Streckencharakteristik, da die neue Trasse nur 
geringfügig von der Bestandstrasse abweicht. 
 
Träger der Baulast und des Vorhabens ist der Freistaat Bayern, vertreten durch das 
Staatliche Bauamt Nürnberg. 
 
Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) liegt in der Zeit vom 
 

27.10.2022 bis 28.11.2022 
 
bei der Stadt Erlangen, Amt für Stadtplanung und Mobilität, Gebbertstraße 1, 91052 
Erlangen im Zimmer 334 (Kontakt: Frau Schüßler, Tel. 09131 86-1330) während der 
Dienststunden zur allgemeinen Einsichtnahme aus: 
 

Montag bis Donnerstag   von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr 
      von 14:00 Uhr bis 15:30 Uhr 
Freitag      von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr 
 



Die zum Zeitpunkt der Auslegung aktuell geltenden Corona- Regelungen sind zu beachten. 
Weitere Informationen sind der Internetseite der Stadt Erlangen https://www.erlangen.de/ zu 
entnehmen.  
Zudem werden die Unterlagen im Internetauftritt der Regierung von Mittelfranken 
(www.regierung.mittelfranken.bayern.de) unter „Service“ > „Planfeststellung“ > 
„Planfeststellungsunterlagen“ veröffentlicht; maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht 
ausgelegten Unterlagen (Art. 27a des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes – 
BayVwVfG). Der Inhalt dieser Bekanntmachung ist an der genannten Stelle des 
Internetauftritts der Regierung ebenso einsehbar. 
 
1. Jeder, dessen Belange durch das Bauvorhaben berührt werden, kann bis spätestens zwei 

Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum 12.12.2022, bei der Stadt 
Erlangen (Amt für Stadtplanung und Mobilität, Gebbertstraße 1, 91052 Erlangen) oder bei 
der Regierung von Mittelfranken (Promenade 27, 91522 Ansbach), Einwendungen gegen 
den Plan schriftlich oder zur Niederschrift erheben. Die Schriftform kann durch die 
elektronische Form ersetzt werden. In diesem Fall ist das elektronische Dokument mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen und an die Adresse poststelle@reg-
mfr.bayern.de zu übermitteln. Einwendungen mit „konventioneller“ E-Mail ohne 
qualifizierte elektronische Signatur sind unwirksam. 
 
Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt 
sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Entscheidung nach 
Art. 74 BayVwVfG einzulegen, können bis zum Ablauf der genannten Frist bei den 
genannten Stellen zu dem Plan Stellung nehmen. 
 
Die Einwendung bzw. Stellungnahme muss den geltend gemachten Belang und das Maß 
seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. 
 
Nach Ablauf dieser Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht 
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (Art. 73 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG). 
Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigungen sind nach Ablauf dieser Frist 
ebenfalls ausgeschlossen (Art. 73 Abs. 4 Sätze 5 und 6 BayVwVfG). 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftenlisten unterzeichnet 
oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige 
Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit 
Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. 
Andernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 
 

2. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereinigungen 
nach Art. 73 Abs. 4 Satz 5 BayVwVfG von der Auslegung des Plans. 
 

3. Rechtzeitig erhobene Stellungnahmen und Einwendungen werden in einem Termin 
erörtert, der noch ortsüblich bekannt gemacht wird. 
 
Ferner werden diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben, bzw. bei 
gleichförmigen Einwendungen wird der Vertreter, von dem Termin gesondert 
benachrichtigt (Art. 17 BayVwVfG). Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, 
so können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 
 
Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch 
eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu 
geben ist. 
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Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt 
werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet. 
 
Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
 

4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen und 
Stellungnahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende 
Kosten werden nicht erstattet. 
 

5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach 
zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten 
Entschädigungsverfahren behandelt. 
 

6. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des 
Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustellung der 
Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an diejenigen, die Einwendungen erhoben 
bzw. eine Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind 
 

7. Vom Beginn der Auslegung des Plans an treten die Anbaubeschränkungen nach Art. 23 
bis 26 BayStrWG und die Veränderungssperre nach Art. 27 b BayStrWG in Kraft. 
 

8. Hinweis zur Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO): 
Auf Grund der seit dem 25.05.2018 anwendbaren DSGVO wird darauf hingewiesen, dass 
im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit im o. g. Planfeststellungsverfahren die 
erhobenen Einwendungen und darin mitgeteilten personenbezogenen Daten 
ausschließlich für das Planfeststellungsverfahren von der Anhörungs- und 
Planfeststellungsbehörde (Regierung von Mittelfranken, Promenade 27, 91522 Ansbach, 
poststelle@reg-mfr.bayern.de; örtlicher Datenschutzbeauftragter: Behördliche 
Datenschutzbeauftragte der Regierung von Mittelfranken, Promenade 27, 91522 
Ansbach, datenschutzbeauftragte@reg-mfr.bayern.de) erhoben, gespeichert und 
verarbeitet werden. Die persönlichen Daten werden benötigt, um die Betroffenheit 
beurteilen zu können. Sie werden so lange gespeichert, wie dies unter Beachtung der 
gesetzlichen Aufbewahrungsfristen für die Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Die Daten 
können an die Vorhabenträgerin und ihre beauftragten Büros zur Auswertung der 
Stellungnahmen weitergegeben werden. Insoweit handelt es sich um eine erforderliche 
und somit rechtmäßige Verarbeitung aufgrund einer rechtlichen Verpflichtung gem. Art. 6 
Abs. 1 Satz 1 Buchstabe c DSGVO. Weitere Informationen finden Sie unter: 
https://www.regierung.mittelfranken.bayern.de/datenschutz/index.html. 

 
 
Im Auftrag 
 
gez. Lohse 
STADT ERLANGEN 
- Amt für Stadtplanung und Mobilität - 
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